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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 


zu den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeiegten 

Vorschlägen der EG-Kommission für 

a) eine Richtiinie des Rates zur Änderung der Richtiinien vom 

14. Juni 1966 über den Verkehr mit Betarübensaatgut, über den 
Verkehr mit Futterpfianzensaatgut, über den Verkehr mit 
Getreidesaatgut und über den Verkehr mit Pfianzkartoffeln, der 
Richtiinie vom 30. Juni 1969 über den Verkehr mit Saatgut von Di- 
und Faserpflanzen und der Richtlinie vom 29. September 1970 über 
den Verkehr mit Gemüsesaatgut und über einen gemeinsamen 
Sortenkataiog für iandwirtschaftiiche Pflanzenarten, 

b) eine Richtlinie zur Änderung der Richtiinie vom 9. Aprii 1968 über 
den Verkehr mit vegetativem Vermehrungsgut von Reben, 

c) eine Zweite Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtiinie des 
Rates vom 14. Juni 1966 über den Verkehr mit forstlichem 
Vermehrungsgut. 

— Drucksache 7/873 — 


Zu a) 


A. Problem 

Im Verkehr mit Saatgut sind in den neuen Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft Schwierigkeiten aufgetreten. Darüber hinaus be- 
darf der Verkehr mit Saatgut, für den bereits Gemeinschafts- 
regelungen bestehen, weiterer Erleichterungen. 


B. Lösung 

Verkehrserleichterungen sollen durch gemeinschaftliche Rege- 
lungen für Kleinpackungen bei Rüben- und Futterpflanzen-Saat- 
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gut geschaffen werden. Es werden Übergangsregelungen für 
Getreide- und Gemüsesaatgut getroffen. Technische Durchfüh- 
rungsvorschriften sollen künftig nicht mehr durch den Rat, son- 
dern von der Kommission vorgenommen werden. 


Zu b) 


A. Problem 

Beim Verkehr mit vegegativem Vermehrungsgut von Reben 
sind nach bisherigem Recht Schwierigkeiten aufgetreten. Die 
Durchführungsvorschriften technischer Art bedürfen der Ver- 
einfachung. 


B. Lösung 

In bestimmten Gebieten der Gemeinschaft kann infolge gün- 
stigerer Wachstumsbedingungen auch Vermehrungsgut Ver- 
wendung finden, das eine geringere Mindestlänge hat als nach 
Gemeinschaftsrecht vorgesehen. Zur besseren Überwachung des 
Imports von Vermehrungsgut von Reben sollen von den Im- 
porteuren einheitliche Angaben verlangt werden. Durchfüh- 
rungsvorschriften technischer Art sollen künftig nicht mehr vom 
Rat, sondern von der Kommission vorgenommen werden. 


Zu c) 


A. Problem 

Der gewerbliche Verkehr mit forstlichem Vermehrungsgut in 
der Gemeinschaft bedarf der weiteren Erleichterung. 


B. Lösung 

Neben dem nach bisherigem Gemeinschaftsrecht anerkannten 
„Auserwählten Vermehrungsgut" tritt künftig das „Geprüfte 
VermehrungsguV. Hierbei handelt es sich um forstliches Ver- 
mehrungsgut, das eine größere Gewähr für die genetische 
Überlegenheit bietet. Diese Überlegenheit muß in Vergleichs- 
prüfungen nachgewiesen werden. 

Einmütige Kenntnisnahme 
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A. Bericht des Abgeordneten Freiherr von Kühlmann-Stumm 


Die Vorschläge der EG-Kommission für Rieht- | 
linien des Rates wurden von der Frau Präsidentin | 
mit Schreiben vom 13. September 1973 an den Aus- , 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten , 
zur Beratung überwiesen. Der Ausschuß hat sie am 
17. Oktober 1973 behandelt. i 

Bei diesen Vorschlägen geht es um folgendes: 

Zu a) 

Durch die Richtlinie sollen die bestehenden Richt- 
linien zur Regelung des Verkehrs mit Saatgut ge- 
ändert werden, um den innergemeinschaftlichen 
Handel zu erleichtern, Übergangsschwierigkeiten in 
den neuen Mitgliedstaaten abzubauen und bei der 
Anwendung der bisherigen Richtlinien aufgetretene 
Reibungen zu beheben. Außerdem soll die Mög- 
lichkeit für nationale Gleichstellungsentscheidungen j 
verlängert und das Verfahren für die Änderung von I 
Durchführungsvorschriften technischer Art verein- ' 
facht werden. Die Verkehrserleichterungen sollen 
durch gemeinschaftliche Regelungen für Kleinpak- 
kungen bei Rüben- und Futterpflanzen-Saatgut ge- 
schaffen werden, weil sich in diesem Bereich inzwi- 
schen ein stärkerer Handel auch in Kleinpackungen 
entwickelt hat. Die Verlängerung der Möglichkeit 
nationaler Gleichstellungsentscheidungen will der 
Vorschlag durch Hinausschiebung der jeweils vorge- 
sehenen Endtermine vollziehen. Durchführungsvor- 
schriften technischer Art sollen künftig nicht mehr 
durch den Rat, sondern nach dem Verfahren des 
„Ständigen Ausschusses" von der Kommission vor- 
genommen werden. 

Der Ausschuß sprach sich bei den Beratungen für 
eine weitere Vereinfachung des Saatgutverkehrs- 
rechts der Gemeinschaft aus. Die Höchstgewichte für 
Kleinpackungen sollten möglichst auf das bisher in 
der Bundesrepublik Deutschland zulässige Gewicht 
angehoben werden, damit nicht neue Investitionen 
notwendig seien, ehe die Einrichtungen amortisiert 
wären, die auf Grund der vor fünf Jahren erlasse- 
nen Gemeinschaftsregelung geschaffen worden seien. 
Bei Kleinpackungen sollten weitere Kontrollsysteme 
außer der amtlich ausgegebenen Klebemarke zuge- 
lassen werden, um den unterschiedlichen Gegeben- 
heiten bei der Abpackung von Kleinpackungen bes- 
ser Rechnung zu tragen und unnötige Verteuerun- 
gen für den Verbraucher zu vermeiden, denen keine 
entsprechenden Qualitätsverbesserungen gegenüber- 
ständen. 

Zu b) 

Bei dieser Richtlinie geht es darum, die bestehende 
Richtlinie über den Verkehr mit vegegativem Ver- 
mehrungsgut von Reben im Hinblick auf bisherige 
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Anwendungsschwierigkeiten zu ändern und das 
Verfahren für die Änderung von Durchführungsvor- 
schriften technischer Art zu vereinfachen. In be- 
stimmten Gebieten der Gemeinschaft kann auf 
Grund günstigerer Wachstumsbedingungen auch 
Vermehrungsgut Verwendung finden, das eine ge- 
ringere Mindestlänge hat als in der bisherigen 
Richtlinie vorgesehen. Hier soll die Erzeugung und 
der Vertrieb dieses Vermehrungsguts gestattet wer- 
den können. Zur besseren Überwachung des Imports 
von Vermehrungsgut von Reben sollen von den 
Importeuren einheitliche Angaben verlangt werden. 
Die Mitgliedstaaten, in denen der Anbau von Reben 
nur von untergeordneter wirtschaftlicher Bedeutung 
ist, sollen von der Anwendung der Richtlinie ent- 
bunden werden. Durchführungsvorschriften techni- 
scher Art sollen künftig nicht mehr durch den Rat, 
sondern nach dem Verfahren des „Ständigen Aus- 
schusses" von der Kommission geändert werden 
können. 

Der Ausschuß hat von dem Vorschlag, ohne auf 
Einzelheiten einzugehen, Kenntnis genommen. 

Zu c) 

Innerhalb der Gemeinschaft soll der gewerbliche 
Verkehr mit forstlichem Vermehrungsgut weiter 
harmonisiert werden, um die Leistungsfähigkeit der 
Forstwirtschaft durch die Verwendung von genetisch 
hochwertigem forstlichen Vermehrungsgut zu stei- 
gern und den Handel zu erleichtern. Dabei sollen an 
das Vermehrungsgut möglichst hohe Anforderungen 
gestellt werden. Das bisherige Gemeinschaftsrecht 
sieht bereits für den innergemeinschaftlichen Han- 
del die Qualitätsbezeichnung „Auserwähltes Ver- 
mehrungsgut" vor. Die Fortentwicklung der Forst- 
wissenschaft ermöglicht es aber jetzt, eine neue Ka- 
tegorie für forstliches Vermehrungsgut einzuführen, 
die eine größere Gewähr für die genetische Über- 
legenheit bietet. Sie soll als „Geprüftes Vermeh- 
rungsgut" bezeichnet werden und durch den vor- 
liegenden Vorschlag verkehrsfähig werden. Die ge- 
netische Überlegenheit dieses Vermehrungsgutes 
muß in Vergleichsprüfungen nachgewiesen werden, 
die durch diese Richtlinie geregelt werden. 

Der Ausschuß hat den Vorschlag, ohne auf Einzel- 
heiten einzugehen, zur Kenntnis genommen. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, die 
Vorschläge der EG-Kommission zur Kenntnis zu 
nehmen, den Vorschlag zu a) jedoch nach Maßgabe 
der Empfehlungen des Ausschusses hinsichtlich der 
Vereinfachung des Saatgutverkehrsrechts der Ge- 
meinschaft und der Anhebung der Höchstgewichte 
für Kleinpackungen und der Zulassung weiterer 
Kontrollsysteme bei Kleinpackungen. 


Freiherr von Kühlmann- Stumm 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Vorschläge der EG-Kommission — Drucksache 7/873 — zur Kenntnis zu 

nehmen, 

den Vorschlag zu a) jedoch mit der Maßgabe, daß die Bundesregierung ersucht 

wird, sich bei den Verhandlungen in Brüssel dafür einzusetzen, daß 

— ■ im Interesse der Klarheit und damit der Anwendbarkeit des Saatgutverkehrs- 
rechts der Gemeinschaft eine Vereinfachung der einschlägigen Richtlinien 
erfolgt, 

— die Höchstgewichte für Kleinpackungen möglichst auf das bisher in der Bun- 
desrepublik Deutschland zulässige Gewicht angehoben werden, um den be- 
troffenen Wirtschaftszweigen Neuinvestitionen zu ersparen, ehe die Einrich- 
tungen amortisiert sind, die auf Grund der vor fünf Jahren erlassenen 
Regelung geschaffen worden sind, 

— bei Kleinpackungen weitere Kontrollsysteme außer der amtlich ausgegebenen 
Klebemarke zugelassen werden, um den unterschiedlichen Gegebenheiten bei 
der Abpackung von Kleinpackungen besser Rechnung zu tragen und für den 
Verbraucher unnötige Verteuerungen ohne entsprechende Qualitätsverbesse- 
rungen zu vermeiden. 


Bonn, den 24. Oktober 1973 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Freiherr von Kühlmann-Stumm 

Vorsitzender Berichterstatter 



